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1.  Regeln für Selbstanzeigen werden 
ab 1.1.2015 verschärft

Nach dem Willen des Gesetzgebers soll Steuerhinterziehung ab 
1.1.2015 noch konsequenter bekämpft werden. Dafür ist eine Ver-
schärfung der strafbefreienden Selbstanzeige vorgesehen. Mit dem 
Gesetzentwurf sollen u. a. folgende steuerliche Regelungen neu de-
fi niert werden:

• Verjährung: Der Gesetzentwurf verlängert die Verjährungsfrist 
in allen Fällen der Steuerhinterziehung auf 10 Jahre. Das heißt, 
dass Steuerhinterzieher künftig für die vergangenen 10 Jahre 
„reinen Tisch“ machen und die hinterzogenen Steuern für diese 
Jahre nachzahlen müssen, um eine strafrechtliche Verfolgung 
zu vermeiden. Der Kabinettsentwurf sieht – entgegen den ur-
sprünglichen Plänen – aber keine Verlängerung der strafrecht-
lichen Verfolgungsverjährung bei „einfacher“ Steuerhinterzie-
hung mehr vor. Die Rede ist weiterhin von 5 Jahren. Hier stand 
zunächst, dass die Verjährung verlängert werden solle; es bleibt 
der Gesetzesbeschluss abzuwarten. 

• Erweiterung der Sperrgründe: Durch das Ersetzen des bishe-
rigen Begriffs des „Täters“ durch den Begriff des „an der Tat 
Beteiligten“ erstreckt sich zukünftig die Sperrwirkung auch 
auf Anstifter und Gehilfen. Wenn z. B. einem Täter einer Steu-
erhinterziehung die Prüfungsanordnung für eine steuerliche 
Außen prüfung bekannt gegeben worden ist, kann zukünftig der 
Anstifter zu der Steuerhinterziehung nicht mehr eine Selbstan-
zeige mit strafbefreiender Wirkung abgeben. 

• Umsatzsteuer- und Lohnsteuer-Nachschau: Vorgesehen 
ist, dass eine strafbefreiende Selbstanzeige in der Zeit nicht 
möglich ist, in der ein Amtsträger der Finanzbehörde zur Um-

satzsteuer- oder Lohnsteuer-Nachschau oder einer Nachschau 
nach anderen steuerrechtlichen Vorschriften erschienen ist.

• Absenkung der Betragsgrenze auf 25.000 €: Die Grenze, bis 
zu der Steuerhinterziehung ohne Zuschlag bei einer Selbst-
anzeige straffrei bleibt, sinkt nach derzeitigen Plänen von 
50.000 € auf 25.000 € pro Steuer und Veranlagungszeitraum. 

• Zahlung eines Zuschlages: Von einer Strafverfolgung wird 
dann abgesehen, wenn die Betroffenen innerhalb einer ihnen 
bestimmten angemessenen Frist die hinterzogenen Steuern 
bezahlen. Gleichzeitig müssen die Hinterziehungszinsen ent-
richtet und ein Geldbetrag in Höhe von 10 % der hinterzo-
genen Steuer bezahlt werden, wenn der Hinterziehungsbetrag 
100.000 € nicht übersteigt. Ab einen Betrag von 100.000 € 
werden 15 % und ab 1 Mio. € 20 % fällig. Bisher galt ein Zu-
schlag von 5 % ab einen Hinterziehungsbetrag von 50.000 €. 
Die Wiederaufnahme der Strafverfolgung ist jedoch dann zu-
lässig, wenn die Finanzbehörde erkennt, dass die Angaben im 
Rahmen einer Selbstanzeige unrichtig waren.

Anmerkung: Die Bundesregierung macht Ernst bei der Verfolgung 
von Steuerhinterziehung. Hier besteht erheblicher Handlungsbedarf. 
Betroffene Steuerpfl ichtige sollten sich schnellstens beraten lassen, 
um nicht den geplanten neuen schärferen Regeln zu unterfallen.

2.  Einführung des Mindestlohns ab 1.1.2015 
– Handlungsbedarf bei Minijobs 

Zum 1.1.2015 gilt der Mindestlohn von 8,50 € auch für Minijobs und 
in Privathaushalten – nach einer Einführungsphase mit Ausnahmen 
– für alle in Deutschland tätigen Beschäftigten. 

Ausnahmen: In der Einführungsphase bis zum 31.12.2017 sind tarif-
liche Abweichungen auf der Grundlage des Arbeitnehmer-Entsende-
gesetzes und des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes erlaubt. Aus-
genommen vom Mindestlohn sind z. B. Jugendliche unter 18 Jahren 
ohne Berufsabschluss, Zeitungszusteller (mit einer Übergangsrege-
lung) und Praktikanten, die sog. Pfl ichtpraktika ausüben. 

Auch bei freiwilligen Praktika – sog. Orientierungspraktika –, die 
nicht länger als 3 Monate dauern, besteht kein Anspruch auf den 
Mindestlohn. Eine echte ehrenamtliche Tätigkeit stellt keine Arbeit 

Wirtschaftsprüfer und Steuerberater

WP/StB Dipl.-Kfm. Josef Werkmann**

WP/StB Dipl.-Kfm. Hermann Hien*

WP/StB Dipl.-Kfm. Werner Gitschel*

whg Werkmann Hien Gitschel PartGmbB
Wirtschaftsprüfer Steuerberater

Clermont-Ferrand-Allee 34 · 93049 Regensburg*

Tel. 0941 - 640 80 6-0 · Fax 0941 - 640  80 6-50

Rottenburger Str. 62, 84085 Langquaid**

Tel. 09452 - 94 99 370 · Fax 09452 - 94 99 372

office@whgp.de · www.whgp.de

WERKMANN  HIEN  GITSCHEL
Wirtschaftsprüfung   Steuerberatung

whg



im Sinne dieses Gesetzes dar. Entsprechend steht Personen, die ein 
Ehrenamt innehaben, kein Mindestlohn zu. 

Bei Auszubildenden wird die Entlohnung weiter nach dem Berufsbil-
dungsgesetz geregelt. Um Langzeitarbeitslosen den Einstieg in den 
Arbeitsmarkt zu erleichtern, kann bei ihnen lediglich in den ersten 
6 Monaten vom Mindestlohn abgewichen werden.

Minijobber: Sofern ein Unternehmen Minijobber beschäftigt, sollte 
es noch 2014 rechtzeitig prüfen, ob durch das Gesetz zur Stärkung 
der Tarifautonomie geregelten Mindestlohn die jährliche Entgelt-
grenze von 5.400 € (450 € x 12) bei beschäftigten Minijobbern 
überschritten wird. Dann würde kein beitragsfreier Minijob mehr 
vorliegen. Hierbei sind auch Einmalzahlungen zu berücksichtigen.

Beispiel: Das Unternehmen beschäftigt 2014 für 50 Stunden im Mo-
nat einen Minijobber zu einem Stundenlohn von 8 €. Eine vertraglich 
vorgesehene Einmalzahlung beträgt 400 €. Während 2014 die jähr-
liche Geringfügigkeitsgrenze mit einem Jahresentgelt von 5.200 € 
noch unterschritten wird, hat der Mindestlohn 2015 zur Folge, dass 
diese Grenze um 100 € überschritten wird, denn das Jahresentgelt 
liegt dann bei 5.500 €. Somit ist das Arbeitsverhältnis sozialversi-
cherungspfl ichtig.

Ratsam ist es also bereits 2014 bei den Betroffenen die Weichen zu 
stellen, um eine Versicherungspfl icht der Tätigkeiten zu vermeiden. 
Dies lässt sich beispielsweise durch eine entsprechende Reduzierung 
der vertraglichen Arbeitsstunden oder durch die Kappung von Ein-
malzahlungen  (z. B. Weihnachtsgeld/Sonderzahlung) erreichen. 

3.  Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2015

Mit dem „Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollko-
dex der Union und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“ 
sollen insbesondere die betroffenen Regelungen der Abgabenord-
nung rechtzeitig an die Verordnung zur Festlegung des Zollkodex 
der Union angepasst werden. Daneben dient das auch als Jahres-
steuergesetz 2015 bezeichnete Gesetz der Anpassung des Steuer-
rechts an Recht und Rechtsprechung der EU und der Umsetzung 
von Rechtsanpassungen in verschiedenen Bereichen des deutschen 
Steuerrechts. Weitere Maßnahmen greifen zudem Empfehlungen 
des Bundesrechnungshofes auf. Aus dem Gesetzentwurf sind insbe-
sondere folgende Regelungen hervorzuheben:

• Erweiterung der Mitteilungspfl ichten der Finanzbehörden zur 
Bekämpfung der Geldwäsche.

• Arbeitgeber sollen ihre Arbeitnehmer, die z. B. pfl egebedürftige 
Angehörige betreuen, mit steuerfreien Serviceleistungen bis 
zu 600 € im Jahr unterstützen können. Die Steuerfreiheit soll 
dabei auch Dienstleistungen, die von Fremdfi rmen angeboten 
und durch den Arbeitgeber beauftragt werden, umfassen. 

• Nach Gesetzeslage bis 31.12.2014 sind Aufwendungen des 
Steuerpfl ichtigen für seine erstmalige Berufsausbildung und 
für ein Erststudium, wenn diese nicht im Rahmen eines Dienst-
verhältnisses stattfi nden, bis zu 6.000 € im Kalenderjahr als 
Sonderausgaben abziehbar. Die Aufwendungen für eine zweite 
Ausbildung (auch Studium als Zweitausbildung) sind dagegen 
grundsätzlich als Werbungskosten oder Betriebsausgaben ab-
ziehbar, wenn ein Veranlassungszusammenhang zur späteren 
Einkünfteerzielung besteht. Ab 2015 muss eine Berufsausbil-
dung zum einen für eine gewisse Dauer – mindestens 18 Mo-
nate – angelegt sein. Weiterhin muss sie abgeschlossen sein, 
damit sie als erstmalige Berufsausbildung anerkannt werden 
kann. Ein Abschluss kann dabei durch Abschlussprüfung oder 
mittels planmäßiger Beendigung erfolgen. 

• Der Gesetzentwurf sieht vor, das Abzugsvolumen für Beiträ-
ge zugunsten einer Basisversorgung im Alter (gesetzliche 

Rentenversicherung, Knappschaft, berufsständische Versor-
gung, landwirtschaftliche Alterskasse, private Basisrente) von 
20.000 € auf 24.000 € anzuheben. 

• Zuwendungen des Arbeitgebers zu Betriebsveranstaltungen 
sollen ab 2015 steuerfrei bleiben, wenn die Aufwendungen 
je teilnehmenden Arbeitnehmer und Veranstaltung 150 € (bis 
31.12.2014 = 110 €) nicht übersteigen. Das gilt für bis zu 2 Be-
triebsveranstaltungen jährlich. Die Zuwendungen sind mit den 
anteilig auf den Arbeitnehmer und dessen Begleitpersonen ent-
fallenden Aufwendungen des Arbeitgebers anzusetzen (siehe 
hierzu getrennten Beitrag in dieser Ausgabe).

• Um eine kurzfristige Erweiterung der Steuerschuldnerschaft 
des Leistungsempfängers bei unvermittelt auftretenden Be-
trugsfällen von erheblichem Gewicht einführen zu können und 
dadurch Steuerausfälle zu verhindern, soll für das Bundesfi -
nanzministerium eine Ermächtigung vorgesehen werden, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur Ver-
meidung von erheblichen Steuerhinterziehungen den Umfang 
der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers (zunächst) 
zeitlich beschränkt zu erweitern.

Diese Vorabinformation werden wir für Sie selbstverständlich bei 
Vorliegen konkreter Beschlüsse in einer der nächsten Ausgaben 
überarbeiten und zu den einzelnen Punkten, die das Gesetzgebungs-
verfahren passieren, im Detail berichten.

4.  Geplante Änderung bei Betriebs-
veranstaltungen ab 1.1.2015

Zuwendungen anlässlich einer Betriebsveranstaltung sind erst bei 
Überschreiten einer Freigrenze (von 110 € je Mitarbeiter und Veran-
staltung) als steuerpfl ichtiger Arbeitslohn zu qualifi zieren. 

Nach einer Entscheidung des Bundesfi nanzhofs (BFH) aus dem Jahre 
2013 sind diese Kosten grundsätzlich zu gleichen Teilen sämtlichen 
Teilnehmern zuzurechnen. Eine Voraussetzung für die Annahme von 
Arbeitslohn ist, dass die Teilnehmer durch die Leistungen objektiv 
bereichert werden. Zu einer objektiven Bereicherung führen nach 
der Entscheidung aber nur solche Leistungen, die von den teilneh-
menden Arbeitnehmern unmittelbar konsumiert werden können, 
also vor allem Speisen, Getränke und Musikdarbietungen. Aufwen-
dungen des Arbeitgebers, die die Ausgestaltung der Betriebsveran-
staltung betreffen (z. B. Mieten und Kosten für die Beauftragung 
eines Eventveranstalters) bereichern die Teilnehmer hingegen nicht 
und bleiben nach dem Urteil deshalb bei der Ermittlung der maßgeb-
lichen Kosten unberücksichtigt.

In einer weiteren Entscheidung legte der BFH fest, dass die Kos-
ten der Veranstaltung nicht nur auf die Arbeitnehmer, sondern auf 
alle Teilnehmer (z. B. auch Familienangehörige) zu verteilen sind. 
Der danach auf Begleitpersonen entfallende Anteil der Kosten darf 
den Arbeitnehmern bei der Berechnung der Freigrenze auch nicht als 
eigener Vorteil zugerechnet werden.

Die steuerzahlerfreundlichen Urteile will die Finanzverwaltung 
nach einer Verfügung der Oberfi nanzdirektion NRW zunächst 
nicht akzeptieren und auch nicht anwenden. Mit der geplanten 
Neuregelung im Einkommensteuergesetz durch das sog. Jahres-
steuergesetz 2015 zu den Betriebsveranstaltungen soll die positive 
Rechtsprechung des Bundesfi nanzhofs wieder ausgehebelt werden.

Zu den Aufwendungen zählen dann – wenn das Gesetz so verab-
schiedet wird – alle Aufwendungen des Arbeitgebers einschließlich 
Umsatzsteuer unabhängig davon, ob sie einzelnen Arbeitnehmern 
individuell zurechenbar sind oder ob es sich um einen rechnerischen 
Anteil an den Gemeinkosten der Betriebsveranstaltung handelt. 



Solche Zuwendungen bleiben ab 2015 nur dann steuerfrei, wenn die 
Teilnahme an der Betriebsveranstaltung allen Betriebsangehörigen 
offensteht und die Aufwendungen je teilnehmendem Arbeitnehmer 
und Betriebsveranstaltung 150 € brutto (bis 31.12.2014 = 110 €) 
nicht übersteigen. Das gilt für bis zu 2 Betriebsveranstaltungen jähr-
lich. Die Zuwendungen sind mit den anteilig auf den Arbeitnehmer 
und dessen Begleitpersonen entfallenden Aufwendungen des Ar-
beitgebers anzusetzen.

Reisekostenvergütungen (Geld und Sachleistungen) im Zusammen-
hang mit Betriebsveranstaltungen sind nach dem Entwurf nicht 
steuerfrei. Sie sind bei der Berechnung des Werts der Zuwendungen 
zu berücksichtigen.

5.  Aufzeichnungspfl ichten für Arbeitnehmer 
ausgeweitet

Mit den Neuregelungen des Tarifautonomiegesetzes werden Arbeit-
geber ab 1.1.2015 verpfl ichtet, Beginn, Ende und Dauer der tägli-
chen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitnehmern spätestens bis zum 
Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Ka-
lendertages aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens 
2 Jahre aufzubewahren. Das gilt entsprechend für Entleiher, denen 
ein Verleiher Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer zur Arbeitsleis-
tung überlässt. 

Die Aufzeichnungspfl icht gilt für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer im Bau-, Gaststätten- und Beherbergungs-, im Personen-
beförderungs-, im Speditions-, Transport- und damit verbundenen 
Logistikgewerbe, im Schaustellergewerbe, bei Unternehmen der 
Forstwirtschaft, im Gebäudereinigungsgewerbe, bei Unternehmen, 
die sich am Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen beteili-
gen, sowie in der Fleischwirtschaft.

Eine Aufzeichnungspfl icht besteht auch für alle geringfügig Be-
schäftigten! Sie gehören zu der Gruppe von Beschäftigten, deren 
Bruttolöhne sich durch den Mindestlohn am stärksten erhöhen 
werden. Zukünftig ist die Zahl der Arbeitsstunden begrenzt, wenn 
der Status der geringfügigen Beschäftigung beibehalten werden 
soll. Aufgrund der statusrechtlich relevanten Verdienstobergrenze 
kommt der tatsächlich geleisteten Arbeitszeit eine besondere Be-
deutung zu. Für kurzfristig Beschäftigte hat die Aufzeichnung der 
Arbeitszeit, insbesondere die Zahl der gearbeiteten Tage, aufgrund 
der sozialversicherungsrechtlichen Rahmenbedingungen ebenfalls 
eine besondere Bedeutung. Geringfügig Beschäftigte in Privathaus-
halten werden von der Verpfl ichtung zur Aufzeichnung der Arbeits-
stunden ausgenommen.

6. Sachbezüge: Aufmerksamkeiten durch den 
Arbeitgeber

Der Bundesrat hat am 10.10.2014 den Lohnsteuer-Änderungsricht-
linien 2015 (LStÄR 2015) zugestimmt. Die Verwaltungsvorschrift 
passt die Lohnsteuer-Richtlinien 2013 an die Entwicklung des Ein-
kommensteuerrechts wegen der Rechtsänderungen aus den zwi-
schenzeitlich ergangenen Gesetzen und Verwaltungsentscheidungen 
sowie der neueren Rechtsprechung an. Die wohl wichtigsten Ände-
rungen der LStÄR 2015 betreffen die Behandlung von Sachbezügen.

So bleiben ab 1.1.2015 Aufmerksamkeiten des Arbeitgebers an seine 
Arbeitnehmer bzw. deren Angehörigen – wie z. B. Blumen, eine CD 
oder ein Buch – aus Anlass eines persönlichen Ereignisses – z. B. 
wegen einer Hochzeit, eines Geburtstags oder der Geburt eines Kin-
des – bis zu einem Wert von 60 € (bis 31.12.2014 = 40 €)  brutto 
steuerfrei. 

Gleiches gilt für Geschenke – z. B. Präsentkörbe – bei Betriebsver-
anstaltungen, Jubiläen etc. und sog. Arbeitsessen. Ein Arbeitsessen 
im Sinne der Steuerfreiheit liegt vor, wenn den Mitarbeitern anläss-
lich eines außerordentlichen Arbeitseinsatzes (z. B. während einer 
außer gewöhnlichen betrieblichen Besprechung) Speisen bis zu die-
ser Freigrenze unentgeltlich oder teilentgeltlich überlassen werden.

Bitte beachten Sie! Reine Geldzuwendungen sind – auch innerhalb 
der 60-€-Grenze – nicht steuerfrei und auch nicht sozialversiche-
rungsrechtlich beitragsfrei.

7. „Mini-One-Stop-Shop“ – Neuregelung 
der Umsatzsteuer auf elektronische 
Dienstleistungen ab 1.1.2015

Kauft ein Kunde in Deutschland bei einem Händler im europäischen 
Ausland beispielsweise ein E-Book, fällt künftig die Umsatzsteuer in 
Deutschland an und nicht mehr im Heimatstaat des Anbieters. Denn 
innerhalb der Europäischen Union unterliegen ab dem 1.1.2015 Te-
lekommunikations-, Rundfunk-, Fernseh- und auf elektronischem 
Weg erbrachte Dienstleistungen an private Kunden im Wohnsitz-
staat des Kunden der Umsatzsteuer. 

Damit Unternehmen ihren Melde- und Erklärungspfl ichten nicht in 
allen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union einzeln nachkom-
men müssen, wird die Verfahrenserleichterung des „Mini-One-Stop-
Shop“ eingeführt.

Deutsche Unternehmen können dafür seit dem 1.10.2014 beim 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) die Teilnahme an der Verfah-
renserleichterung „Mini-One-Stop-Shop“ für die Umsatzsteuer auf 
elektronische Dienstleistungen beantragen. Die Antragstellung ist 
im Online-Portal des BZSt unter https://www.elsteronline.de/bportal/
bop/Oeffentlich.tax möglich.

Registrierte Unternehmen können über das BZSt-Online-Portal Um-
satzsteuererklärungen übermitteln (Besteuerungszeitraum ist das 
Kalendervierteljahr) und berichtigen, ihre Registrierungsdaten än-
dern sowie sich vom Verfahren abmelden. Sie können damit die in 
den übrigen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union ausgeführten 
Umsätze, die unter die Neuregelung fallen, zentral beim BZSt erklä-
ren und die Steuer insgesamt entrichten.

8. Änderungen bei der Steuerschuldnerschaft 
des Leistungsempfängers 

Nach dem Umsatzsteuergesetz ist der Leistungsempfänger für 
Werklieferungen und sonstige Leistungen, die der Herstellung, In-
standsetzung, Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bau-
werken dienen (Bauleistungen) – mit Ausnahme von Planungs- und 
Überwachungsleistungen – Steuerschuldner der Umsatzsteuer. Da-
bei muss er selbst Unternehmer sein und derartige Bauleistungen 
erbringen. Hierzu gehören auch die Leistungen eines Bauträgers 
(Unternehmer, der eigene Grundstücke zum Verkauf bebaut), soweit 
sie als Werklieferungen erbracht worden sind.

Nach Auffassung der Finanzverwaltung und aufgrund der Neure-
gelungen durch das sog. „Kroatiengesetz“ ergibt sich daher für die 
Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers Folgendes:

Regelung bis 14.2.2014: Der Leistungsempfänger muss Bau-
leistungen nachhaltig erbringen. Das gilt dann, wenn der Unter-
nehmer mindestens 10 % seines Weltumsatzes als Bauleistungen 
erbracht hat. Außerdem war es unbeachtlich, für welche Zwecke der 
Leistungsempfänger die bezogene Bauleistung konkret verwendete. 



Basiszinssatz: Seit 1.7.2014 = -0,73, 1.1.2014 - 30.6.2014 = -0,63 %, 1.7.2013 - 31.12.2013 = -0,38 %,  
(§ 247 Abs. 1 BGB) 1.1.2013 – 30.6.2013 = -0,13 %, 1.1.2012 – 31.12.2012 = 0,12 %
  Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern  Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
  > abgeschlossen bis 28.7.2014: Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  > abgeschlossen ab 29.7.2014: Basiszinssatz + 9-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 2014: September = 107,0; August = 107,0; Juli = 107,0; Juni = 106,7; Mai = 106,4; April = 106,5;
2010 = 100  März = 106,7; Februar = 106,4; Januar = 105,9
 Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten – Konjunkturindika-

toren 

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Regelung ab 15.2.2014: Der Bundesfi nanzhof entschied mit Urteil 
vom 22.8.2013, dass die Steuerschuldnerschaft des Leistungsemp-
fängers nur in Betracht kommt, wenn er die an ihn erbrachte Leis-
tung selbst für eine (steuerpfl ichtige) Bauleistung weiterverwendet. 
Da der Leistungsempfänger im Streitfall – ein Bauträger – die emp-
fangene Bauleistung nicht selbst zur Erbringung einer Bauleistung 
verwendet hat, kam die Übertragung der Steuerschuldnerschaft 
nicht in Betracht. Grundsätzlich empfahl es sich hier deshalb, sich 
eine Freistellungsbescheinigung vom Leistungsempfänger und bei 
jeder Bauleistung die Versicherung von diesem einzuholen, dass die 
Leistung als Bauleistung weiterverwendet wird.

Regelung ab 1.10.2014: In der Praxis ist es für den leistenden 
Unternehmer nicht immer erkennbar, ob ein Unternehmer, an den 
Bauleistungen erbracht werden, tatsächlich ein Unternehmer ist, der 
auch solche Leistungen erbringt. Noch weniger kann der leistende 
Unternehmer wissen, ob der Leistungsempfänger die bezogene Bau-
leistung selbst für eine steuerpfl ichtige Bauleistung verwendet. 

Im sog. „Kroatiengesetz“ wurde nunmehr eindeutig darauf abge-
stellt, dass der Leistungsempfänger Steuerschuldner für eine an ihn 
erbrachte Bauleistung ist, wenn er selbst nachhaltig Bauleistungen 
ausführt. Unter diese Regelung fallen zwar auch sog. Bauträger, 
wenn diese mehr als 10 % ihres Weltumsatzes als eigene Bau-
leistungen erbringen. Die reinen Bauträger – also Unternehmer, 
die Grundstücke veräußern, die sie vorher bebaut haben, aber an-
sonsten keine oder nur ganz geringe Bauleistungen erbringen – 
fallen nicht unter das Verfahren (auch wenn dies vom Bundesrat 
gefordert war).

Um dem leistenden Unternehmer den Nachweis zu erleichtern, dass 
sein Leistungsempfänger nachhaltig tätig wird, sieht das Gesetz vor, 
dass die zuständige Finanzbehörde dem Leistungsempfänger eine 
auf 3 Jahre befristete „besondere“ – von der Freistellungsbeschei-
nigung nach § 48 b EStG unabhängige – Bescheinigung (USt 1 TG) 
ausstellt, aus der sich die nachhaltige Tätigkeit des Unternehmers 
ergibt. Bei Verwendung der Bescheinigung geht die Steuerschuld-
nerschaft auch dann auf den Leistungsempfänger über, wenn die Vo-
raussetzungen nicht vorgelegen haben. Gleichzeitig wird gesetzlich 
klargestellt, dass der Leistungsempfänger auch dann Steuerschuld-
ner ist, wenn er die an ihn im Einzelfall erbrachte Dienstleistung 
nicht zur Ausführung einer Bauleistung verwendet.

Anmerkung: Jedem Bauleistenden wird hiermit empfohlen sich eine 
erforderliche Bescheinigung (Vordruckmuster USt 1 TG) vom Finanz-
amt zu besorgen.

Einbeziehung bestimmter Metalle: Ab 1.10.2014 werden erstmals 
auch Edelmetalle und unedle Metalle sowie Selen und Cermets in 
das Reverse-Charge-Verfahren einbezogen. Dabei handelt es sich 
um Erscheinungs- und Verarbeitungsformen von Metallen wie Gold, 
Silber, Aluminium, Bronze, aber auch Roheisen, Blei und weitere 

unedle Metalle. Für diese Lieferungen wird durch die Neuregelung 
der Leistungsempfänger Steuerschuldner, wenn er Unternehmer ist. 
Klargestellt wird auch, dass bei Lieferungen von Schrott, Altme-
tallen und Abfall oder von Edelmetallen, unedlen Metallen, Selen 
oder Cermets, für die die Voraussetzungen der Differenzbesteuerung 
vorliegen und der Unternehmer diese Regelung auch anwendet, der 
Leistungsempfänger nicht Steuerschuldner wird.

Einbeziehung von Tablet-Computern und Spielekonsolen: Mit 
Wirkung vom 1.10.2014 wird der Anwendungsbereich der Steuer-
schuldnerschaft des Leistungsempfängers für Lieferungen von Mo-
bilfunkgeräten sowie von integrierten Schaltkreisen auf Lieferungen 
von Tablet-Computern und Spielekonsolen ergänzt. Voraussetzung 
ist, dass die Summe der für die Lieferung in Rechnung zu stellenden 
Entgelte im Rahmen eines wirtschaftlichen Vorgangs mindestens 
5.000 € beträgt.

Übergangsregelung: Mit Schreiben vom 26.9.2014 räumt das Bun-
desfi nanzministerium eine Übergangsfrist ein. Danach wird es – bei 
Lieferungen von Tablet-Computern, Spielekonsolen, Edelmetallen, 
unedlen Metallen, Selen und Cermets, die nach dem 30.9.2014 und 
vor dem 1.1.2015 ausgeführt werden – beim leistenden Unterneh-
mer und beim Leistungsempfänger nicht beanstandet, wenn die 
Vertragspartner einvernehmlich noch von der Steuerschuldnerschaft 
des leistenden Unternehmers ausgegangen sind. Voraussetzung 
hierfür ist, dass der Umsatz vom leistenden Unternehmer in zutref-
fender Höhe versteuert wird.

9. Aufbewahrungsfristen

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, 
in dem die letzte Eintragung in das Buch gemacht, das Inventar, die 
Eröffnungsbilanz, der Jahresabschluss oder der Lagebericht aufge-
stellt, der Handels- oder Geschäftsbrief empfangen oder abgesandt 
worden oder der Buchungsbeleg entstanden ist. 

Im Einzelnen können nachfolgend aufgezeigte Unterlagen nach dem 
31.12.2014 vernichtet werden: 

» Aufbewahrungsfrist 10 Jahre*: Bücher, Inventare, Bilanzen, 
Rechnungen und Buchungsbelege (Offene-Pos ten-Buchführung) 
– d. h. Bücher mit Eintragung vor dem 1.1.2005, Bilanzen und 
Inventare, die vor dem 1.1.2005 aufgestellt sind, sowie Belege 
mit Buchfunktion.

» Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: Empfangene Handels- und Ge-
schäftsbriefe sowie Kopien von abgesandten Handels- und 
Geschäftsbriefen, sonstige Unterlagen – d. h. Unterlagen und 
Lohnkonten, die vor dem 1.1.2009 entstanden sind.

*  Dies gilt nicht, soweit Bescheide noch nicht endgültig und soweit 
Rechtsbehelfs- oder Klageverfahren anhängig sind.


